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4 0 7 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Gebührengesetz 1957 geändert wird und
andere gebührenrechtliche Bestimmungen er-
lassen werden (Gebührengesetz-Novelle 1988)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

G e b ü h r e n g e s e t z 1957

Artikel I

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 663/1987, wird wie folgt geändert:

1. Im § 14 TP 6 Abs. 5 tritt am Ende der Z 17 an
die Stelle des Punktes ein Strichpunkt; folgende
Z 18 wird angefügt:

„18. Eingaben nach den landesgesetzlichen Vor-
schriften zur Förderung des Wohnbaues und der
Wohnhaussanierung."

2. § 20 Z 5 lautet:

„5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte — aus-
genommen Wechsel — zu Darlehensverträgen
(§ 33 TP 8), Kreditverträgen (§ 33 TP 19) und Haf-
tungs- und Garantiekreditverträgen mit Banken,
der Oesterreichischen Nationalbank, den Versiche-
rungsunternehmen und den Bausparkassen, sofern
über die genannten Verträge spätestens gleichzeitig
mit der Beurkundung des Nebengeschäftes eine
Urkunde in einer für das Entstehen der Gebühren-
schuld maßgeblichen Weise errichtet worden ist;"

3. Im § 33 TP 16 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Vereinigungen von Banken sowie von Ban-
ken mit Versicherungsunternehmen zur gemeinsa-

men Kredit- oder Darlehensgewährung sind
gebührenfrei."

4. Im § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6, 9 und 10 wird der
Hundertsatz von „15 vH" durch „16 vH" ersetzt.

5. Im § 33 TP 19 Abs. 4 tritt am Ende der Z 8 an
die Stelle des Punktes ein Strichpunkt; folgende
Z 9 wird angefügt:

„9. Kreditverträge, die nach dem behördlich
oder von einem Landeswohnbaufonds genehmigten
Finanzierungsplan zur Finanzierung eines nach den
landesgesetzlichen Vorschriften über die Förde-
rung des Wohnbaues und der Wohnhaussanierung
geförderten Bauvorhabens erforderlich sind, sofern
die Nutzfläche im Sinne des Wohnbauförderungs-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 482, 150 m2 je Wohnung
nicht überschreitet; Gebührenpflicht tritt jedoch
ein, sobald die Voraussetzungen für die Befreiung
nachträglich wegfallen."

6. § 33 TP 20 Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. Vergleiche über Unterhaltsansprüche Min-
derjähriger;"

7. § 33 TP 22 Abs. 5 lautet:

„(5) Dem Wechsel stehen Anweisungen auf
einen Kaufmann und Verpflichtungsscheine eines
Kaufmannes gleich, wenn sie an Order lauten und
über eine Geldleistung ausgestellt sind."

Artikel II

Artikel I Z 1 und 5 treten mit 1. Jänner 1988 in
Kraft. Die übrigen Bestimmungen des Artikels I
sind auf alle Sachverhalte anzuwenden, für die die
Gebührenschuld nach dem 31. Juli 1988 entsteht.
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ABSCHNITT II

A n d e r e g e b ü h r e n r e c h t l i c h e
B e s t i m m u n g e n

Artikel I

§ 53 Abs. 1 und 2 Wohnbauförderungsgesetz
1984, BGBl. Nr. 482, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 340/1987, §42 Abs. 1 und 2
Wohnhaussanierungsgesetz, BGBl. Nr. 483/1984,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 559/
1985 und § 13 Abs. 1 Startwohnungsgesetz, BGBl.
Nr. 264/1982, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 483/1984, sind nur noch auf jene Fälle
anzuwenden, für die die Förderungszusicherung
vor dem 1. Jänner 1988 erfolgt ist oder der begün-
stigte Zweck vor diesem Zeitpunkt nachgewiesen
wurde.

Artikel II

Das Innovations- und Technologiefondsgesetz
— ITFG, BGBl. Nr. 603/1987, wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 5 wird folgender § 5 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Gebührenbefreiung

§ 5 a. Eingaben an den Fonds in Angelegenheiten
dieses Bundesgesetzes sind von den Stempelgebüh-
ren befreit."

2. § 7 Z 1 lautet:

„1. hinsichtlich §§ 1, 2, 4 Abs. 1,5 a und 6 der
Bundesminister für Finanzen,"

ABSCHNITT III

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

408. Bundesgesetz vom 7. Juli 1988 betref-
fend die Änderung des Versicherungssteuerge-
setzes 1953 (Versicherungssteuergesetz-

Novelle 1988)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Versicherungssteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 587/1983, wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Abs. 1 wird nach der Z 8 der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9
angefügt:

„9. für Versicherungen, die die Kammern der
gewerblichen Wirtschaft und sonstige Kam-
mern der selbständig Erwerbstätigen für die
gesetzlich oder kollektivvertraglich geregelten
Abfertigungsansprüche der Dienstnehmer
ihrer Mitglieder eingehen, soweit die Kam-
mern hinsichtlich dieser Abfertigungsansprü-
che gegenüber ihren Mitgliedern selbst Versi-
cherer sind."

2. Im § 6 Abs. 1 Z 3 wird der Steuersatz
„8,5 vH" durch „10 vH" ersetzt.

Artikel II

(1) Art. I Z 1 tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft.

(2) Art. I Z 2 ist auf alle Zahlungen von Versi-
cherungsentgelten anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1988 fällig werden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

4 0 9 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Straßenverkehrsbeitragsgesetz geändert
wird (Straßenverkehrsbeitragsgesetz-Novelle

1988)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Straßenverkehrsbeitragsgesetz, BGBl.
Nr. 302/1978, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 587/1983 wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Z 9 wird als letzter Satz angefügt:

„Anhänger, die von einem Fahrzeug eines
anderen Beitragsschuldners gezogen werden,
sind aus obiger Berechnung auszuscheiden."

2. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Beitragsschuldner ist der Zulassungsbesitzer
des Fahrzeuges. Bei Anhängern mit ausländischem
Kennzeichen haftet der Zulassungsbesitzer des zie-
henden Fahrzeuges für den Beitrag. Der Lenker
des Fahrzeuges gilt als Vertreter dessen, der den
Beitrag für ein Fahrzeug mit ausländischem Kenn-
zeichen schuldet oder für den Beitrag haftet, sofern
nicht dieser selbst oder ein von ihm schriftlich
Bevollmächtigter einschreitet."
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3. § 5 Abs. 3 lautet:

„(3) Für Fahrzeuge mit ausländischem Kennzei-
chen hat der Beitragsschuldner oder der für den
Beitrag Haftende für jede beitragspflichtige Beför-
derung dem Grenzzollamt eine Beitragserklärung
abzugeben. Diese hat Namen und Anschrift der
(des) Beitragsschuldner(s) und des Zulassungsbesit-
zers des ziehenden Fahrzeuges, Art, Kennzeichen
und höchste zulässige Nutzlast der Fahrzeuge
sowie die sonstigen für die Bemessung des Beitra-
ges erforderlichen Angaben zu enthalten. Die Bei-
tragserklärung ist durch Aufnahme der erforderli-
chen Angaben in die zur Durchführung des Zoll-
verfahrens vorzulegenden Papiere, in Ermangelung
solcher auf amtlich aufgelegtem Vordruck, abzuge-
ben."

4. Im § 5 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Statt der Beitragserklärung nach Abs. 3
kann der Zulassungsbesitzer für jeden Kalender-
monat im vorhinein eine Beitragserklärung zur
Bemessung des Beitrages in der sich aus § 3 Abs. 1
ergebenden Höhe abgeben."

5. Im § 6 Abs. 2 wird als letzter Satz angefügt:

„In den Fällen des § 5 Abs. 4 ist jenes Zollamt
zuständig, bei dem die Beitragserklärung abgege-
ben wird."

6. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Das Zollamt setzt den Beitrag bei Beförde-
rungen mit Fahrzeugen mit ausländischem Kenn-
zeichen mit Bescheid fest. Wird die Abgabe der
Beitragserklärung verweigert, so haben die Organe
der Zollämter das Verbringen von Fahrzeugen mit
ausländischem Kennzeichen in das Inland zu unter-
sagen oder die unverzügliche Rückbringung des
Fahrzeuges und seiner Ladung in das Ausland
anzuordnen. Mit der Rückbringung erlischt eine
bereits entstandene Beitragsschuld."

7. § 6 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Beitragsschuldner hat die vom Eintritts-
zollamt übergegebene Ausfertigung der Beitragser-
klärung dem Austrittszollamt vorzulegen; dabei hat
er Angaben, die zu abweichenden Bemessungs-
grundlagen führen, durch Abgabe einer Beitragser-
klärung zu berichtigen. Das Austrittszollamt hat,
soweit erforderlich, eine Neufestsetzung unter
Anrechnung des vom Eintrittszollamt festgesetzten
Beitrages vorzunehmen."

8. Im § 6 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Für die Erhebung des Beitrages durch die
Zollämter sind im übrigen die für die Erhebung der
Zölle geltenden Bestimmungen sinngemäß anzu-
wenden. Der Beitrag ist nicht zu erheben, wenn er
im Einzelfall 50 S nicht überschreitet."

Artikel II

Artikel I tritt mit 1. August 1988 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

4 1 0 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
das Umsatzsteuergesetz 1972 und das Alkohol-

abgabegesetz 1973 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

U m s a t z s t e u e r g e s e t z 1972

Artikel I

Das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBl. Nr. 223, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 27/1974,
636/1975, 143/1976, 666/1976, 645/1977, 101/
1979, 550/1979, 563/1980, 620/1981, 570/1982,
587/1983, 531/1984, 557/1985, 292/1986, 562/
1986, 80/1987, 312/1987 und 663/1987 sowie der
Kundmachungen BGBl. Nr. 7/1983, 222/1983,
341/1984, 500/1984, 164/1985 und 155/1986 wird
wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 Z 2 lit. b werden die Zitierungen
„§ 20 Abs. 1 Z 1 bis 4 des Einkommensteuergeset-
zes 1972" und „§ 8 Abs. 1 und § 16 Z 1 bis 5 des
Körperschaftsteuergesetzes 1966" durch „§ 20
Abs. 1 Z 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes
1988" und „§ 8 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 Z 1 bis 5 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988" ersetzt.

2. Im § 2 Abs. 3 wird die Zitierung „Körper-
schaftsteuergesetzes 1966" durch „Körperschaft-
steuergesetzes 1988" ersetzt.

3. Im § 2 Abs. 5 Z 1 wird die Zitierung „Einkom-
mensteuergesetzes 1972" durch „Einkommensteu-
ergesetzes 1988" ersetzt.

4. Im § 2 Abs. 6 wird die Zitierung „§ 22 Abs. 1
Z 1 lit. b des Einkommensteuergesetzes 1972"
durch „§ 22 Z 1 lit. b des Einkommensteuergeset-
zes 1988" ersetzt.

5. § 6 Z 9 lit. b lautet:

„b) die Vergütungen jeder Art einschließlich der
Reisekostenersätze, die an Mitglieder des
Aufsichtsrates, Verwaltungsrates oder andere
mit der Überwachung der Geschäftsführung
beauftragte Personen für diese Funktion
gewährt werden,"

282



2986 154. Stück — Ausgegeben am 29. Juli 1988 — Nr. 410

6. Im § 7 Abs. 2 und 3 treten an die Stelle des
Wortes „Ausfuhrerklärung" die Wörter „schriftli-
che Anmeldung in der Ausfuhr".

7. § 10 Abs. 2 Z 5 lautet:

„5. die Vermietung und Verpachtung von Grund-
stücken, von Berechtigungen, auf welche die
Vorschriften des bürgerlichen Rechts über
Grundstücke Anwendung finden, und von
staatlichen Hoheitsrechten, die sich auf die
Nutzungen von Grund und Boden beziehen;
die Überlassung der Nutzung an Wohnungen,
Geschäftsräumen und anderen Räumlichkei-
ten auf Grund von Nutzungsverträgen ist als
Vermietung oder Verpachtung von Grund-
stücken anzusehen. Nicht begünstigt sind
jedoch die Vermietung und Verpachtung von
Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller
Art, die zu einer Betriebsanlage gehören, auch
wenn sie wesentliche Bestandteile eines
Grundstückes sind, die Vermietung (Nut-
zungsüberlassung) von Räumlichkeiten oder
Plätzen für das Abstellen von Fahrzeugen
aller Art sowie eine als Nebenleistung
erbrachte Lieferung von Wärme.

Die Begünstigung erstreckt sich auch auf
die Beherbergung in eingerichteten Wohn-
und Schlafräumen und die regelmäßig damit
verbundenen Nebenleistungen (einschließlich
Beheizung), wobei als Nebenleistung auch die
Verabreichung eines ortsüblichen Frühstücks
anzusehen ist, wenn der Preis hiefür im
Beherbergungsentgelt enthalten ist. Die
Begünstigung gilt überdies für die Vermie-
tung (Nutzungsüberlassung) von Grundstük-
ken für Campingzwecke und die regelmäßig
damit verbundenen Nebenleistungen, soweit
hiefür ein einheitliches Benützungsentgelt ent-
richtet wird, sowie für die Nutzung von
Grundstücken und eingerichteten Räumlich-
keiten, die einen Eigenverbrauch im Sinne des
§ 1 Abs. 1 Z 2 darstellt;"

8. § 10 Abs. 2 Z 7 entfällt.

9. § 10 Abs. 2 Z 12 zweiter Satz lautet:

„Dies gilt nicht für Leistungen, die im Rahmen
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes,
eines Gewerbebetriebes oder eines wirtschaftlichen
Geschäftsbetriebes im Sinne des § 45 Abs. 3 der
Bundesabgabenordnung ausgeführt werden, für die
steuerpflichtige Lieferung von Gebäuden oder
Gebäudeteilen, von Gegenständen, die in der Z 6
oder in der Anlage B aufgezählt sind, für die Ver-
mietung (Nutzungsüberlassung) von Räumlichkei-
ten oder Plätzen für das Abstellen von Fahrzeugen
aller Art sowie für eine als Nebenleistung erbrachte
Lieferung von Wärme;"

10. Im § 12 Abs. 2 Z 2 lit. a werden die Zitierun-
gen „§ 20 Abs. 1 Z 1 bis 4 des Einkommensteuerge-
setzes 1972" und „§§ 8 Abs. 1 und 16 Z 1 bis 5 des

Körperschaftsteuergesetzes 1966" durch „§20
Abs. 1 Z 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes
1988" und „§ 8 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 Z 1 bis 5 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988" ersetzt.

10 a. § 12 Abs. 2 Z 2 lit. c lautet:
„c) die in Zusammenhang mit der Anschaffung

(Herstellung), Miete oder dem Betrieb von
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwa-
gen oder Krafträdern stehen, ausgenommen
Fahrschulkraftfahrzeuge, Vorführkraftfahr-
zeuge, Kraftfahrzeuge, die ausschließlich zur
gewerblichen Weiterveräußerung bestimmt
sind, sowie Kraftfahrzeuge, die zu minde-
stens 80% dem Zweck der gewerblichen Per-
sonenbeförderung oder der gewerblichen
Vermietung dienen."

11. §13 Abs. 1 bis 3 lauten:

„Vorsteuerabzug bei Reisekosten

§ 13. (1) Für eine im Inland ausschließlich durch
den Betrieb veranlaßte Reise kann der Unterneh-
mer — unbeschadet der sonstigen Voraussetzun-
gen für den Vorsteuerabzug nach § 12 — die auf
die Mehraufwendungen für Verpflegung entfal-
lende abziehbare Vorsteuer nur aus den nach den
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften für die
Gewinnermittlung festgesetzten Pauschbeträgen
errechnen. Bei Aufwendungen für Nächtigung (ein-
schließlich Frühstück) kann die abziehbare Vor-
steuer entweder aus den für die Gewinnermittlung
festgesetzten Pauschbeträgen errechnet oder in tat-
sächlicher Höhe durch eine Rechnung nachgewie-
sen werden. Aus den Pauschbeträgen ist die abzieh-
bare Vorsteuer unter Anwendung des Steuersatzes
nach § 10 Abs. 2 herauszurechnen.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinnge-
mäß, soweit ein Unternehmer einem Arbeitnehmer,
dessen Einkünfte dem Steuerabzug vom Arbeits-
lohn im Inland unterliegen, aus Anlaß einer Dienst-
reise im Inland die Mehraufwendungen für Ver-
pflegung sowie die Aufwendungen für Nächtigung
(einschließlich Frühstück) erstattet oder soweit der
Unternehmer diese Aufwendungen unmittelbar
selbst trägt. Sowohl im Falle der Erstattung der
Mehraufwendungen für Verpflegung an den
Arbeitnehmer als auch im Falle der unmittelbaren
Verrechnung der Aufwendungen für die Verpfle-
gung an den Unternehmer kann die abziehbare
Vorsteuer nur aus den Tagesgeldern, die nach den
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften nicht zu
den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehö-
ren, ermittelt werden. Bei den Aufwendungen für
Nächtigung (einschließlich Frühstück) kann die
abziehbare Vorsteuer entweder aus den Nächti-
gungsgeldern, die nach den einkommensteuerrecht-
lichen Vorschriften nicht zu den Einkünften aus
nichtselbständiger Arbeit gehören, errechnet oder
in tatsächlicher Höhe durch eine Rechnung nach-
gewiesen werden. Werden für Nächtigung (ein-
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schließlich Frühstück) die tatsächlichen Aufwen-
dungen nachgewiesen, so können die Rechnungen
auch auf den Namen der Person lauten, von der die
Reise ausgeführt worden ist.

(3) Unternehmer, die nicht der inländischen Ein-
kommensbesteuerung unterliegen oder deren
Arbeitnehmer im Inland nicht unter den Steuerab-
zug vom Arbeitslohn fallen, können aus Anlaß
einer Geschäfts- oder Dienstreise nur jene Vorsteu-
erbeträge abziehen, die in einer Rechnung (§ 11) an
sie gesondert ausgewiesen werden. Im Falle der
Mehraufwendungen für Verpflegung darf ein Vor-
steuerbetrag jedoch höchstens von den nach Abs. 1
und 2 als Tagesgeld festgesetzten Pauschbeträgen
ermittelt werden."

12. § 17 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Unternehmer, die eine Tätigkeit im Sinne des
§ 22 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 aus-
üben, sowie Wirtschaftstreuhandgesellschaften
(§§ 2 und 59 Abs. 8 der Wirtschaftstreuhänder-
Berufsordnung) und gesetzliche Prüfungs- und
Revisionsverbände, die der freiberuflichen Tätig-
keit entsprechende Leistungen erbringen, haben die
Steuer für die mit diesen Tätigkeiten zusammen-
hängenden Umsätze nach den vereinnahmten Ent-
gelten zu berechnen (Istbesteuerung)."

13. § 17 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei einem Wechsel der Besteuerungsart dür-
fen Umsätze nicht doppelt erfaßt werden oder
unversteuert bleiben. Im Falle des Überganges von
der Besteuerung nach den Solleinnahmen (Sollbe-
steuerung) zu der Besteuerung nach den verein-
nahmten Entgelten (Istbesteuerung) hat der Unter-
nehmer die für spätere Umsätze bereits verein-
nahmten Entgelte als Umsatz für den ersten Voran-
meldungszeitraum nach dem Übergang zu versteu-
ern. Bei dem Übergang von der Istbesteuerung zu
der Sollbesteuerung hat der Unternehmer bereits
früher bewirkte Umsätze, für die ein Entgelt noch
nicht vereinnahmt wurde, als Umsatz für den ersten
Voranmeldungszeitraum nach dem Übergang zu
versteuern. Der Wechsel in der Besteuerungsart ist
nur zum Beginn eines Veranlagungszeitraumes
zuzulassen."

14. a) Im §20 Abs. 1 werden die Zitierungen
„§ 2 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 1972"
und „§ 7 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes
1966" durch „§ 2 Abs. 5 des Einkommensteuerge-
setzes 1988" und „§ 7 Abs. 5 des Körperschaftsteu-
ergesetzes 1988" ersetzt.

b) § 20 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Weicht der Veranlagungszeitraum vom Kalender-
jahr ab, so finden die Bestimmungen des §21
Abs. 2 und 6 keine Anwendung."

15. §23 (einschließlich der Überschrift) entfällt.

16. In der Anlage A zum Umsatzsteuergesetz
1972 lautet die Z 30:

„30. a) Milch und Molkereierzeugnisse der
Nummern 0401, 0402 und 0404, mit
Zusatz von Früchten oder Kakao (Unter-
nummer 2202 90 A 1 des Zolltarifes),

b) Kaffee-, Kaffee-Ersatz-, Mate- oder
Tee-Getränke (auch Früchtetees, Kräu-
tertees oder Tees aus anderen Pflanzen
oder Pflanzenteilen) (aus Unternum-
mern 2202 90 B 1 und 2202 90 B 2 des
Zolltarifes)."

17. In der Anlage A zum Umsatzsteuergesetz
1972 wird als Z 40 a eingefügt:

„40 a. Süßungsmittel (aus Unternummer
3823 90 B des Zolltarifes)."

Artikel II

Beruht eine Leistung, die nach dem Inkrafttreten
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes erbracht
wird, auf einem Vertrag, der vor dem 1. Jänner
1989 — im Falle des Art. I Z 7 und 9 vor dem
1. August 1988 — geschlossen worden ist, so hat
der Empfänger der Leistung dem Leistenden die
sich aus der Erhöhung des Umsatzsteuersatzes
ergebende Mehrbelastung zu ersetzen, es sei denn,
die Parteien haben ausdrücklich oder schlüssig
anderes vereinbart oder sie hätten auch bei Kennt-
nis der Erhöhung des Umsatzsteuersatzes kein
anderes Entgelt vereinbart.

Artikel III

1. Artikel I Z 1 ist auf steuerbare Umsätze im
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 lit. b des Umsatzsteuerge-
setzes 1972 anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 1988 ausgeführt werden.

2. Artikel I Z 2, 3, 4 und 14 tritt mit 1. Jänner
1989 in Kraft.

3. Artikel I Z 5 und 8 ist auf steuerbare Umsätze
im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
1988 ausgeführt werden.

4. Artikel I Z 6 tritt mit 1. Jänner 1988 in Kraft.

5. Artikel I Z 7 und 9 ist auf steuerbare Umsätze
im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 des Umsatzsteu-
ergesetzes 1972 anzuwenden, die nach dem 31. Juli
1988 ausgeführt werden.

6. Artikel I Z 10, 10 a und 11 ist auf Lieferungen
oder sonstige Leistungen an den Unternehmer
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1988
ausgeführt werden.

7. Artikel I Z 12, 13 und 15 ist ab dem Veranla-
gungsjahr 1989 — im Falle eines vom Kalenderjahr
abweichenden Wirtschaftsjahres (§ 20 Abs. 1) für
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Voranmeldungszeiträume, die nach dem
31. Dezember 1988 enden — anzuwenden.

8. Artikel I Z 16 und 17 ist anzuwenden:

a) auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes
1972, die nach dem 31. Dezember 1988 aus-
geführt werden;

b) auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 3 des Umsatzsteuergesetzes 1972,
bei welchen der für die Anwendung der zoll-
tarifarischen Bestimmungen maßgebende
Zeitpunkt nach dem 31. Dezember 1988
liegt.

ABSCHNITT II

A l k o h o l a b g a b e g e s e t z 1973

Artikel I

Das Alkoholabgabegesetz 1973, BGBl. Nr. 446/
1972, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 27/1974, 645/1977, 531/1984, 557/1985, 312/
1987 und 663/1987 wird wie folgt geändert:

1. § 5 lautet:

„§ 5. (1) Die Abgabe beträgt für jeden abgabe-
pflichtigen Vorgang 10 vom Hundert der Bemes-
sungsgrundlage.

(2) Die Abgabe ermäßigt sich auf 5 vom Hundert
für

1. Wein aus frischen Weintrauben der Unter-
nummern 2204 21 A und 2204 29 A des Zoll-
tarifes;

2. andere gegorene Getränke der Unternum-
mer 2206 00 B 2 des Zolltarifes."

2. § 7 Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. der Gesamtbetrag der Entgelte und des
Eigenverbrauches regelmäßig, mindestens
zum Schluß jedes Vorauszahlungszeitraumes,
aufgerechnet wird."

Artikel II

1. Artikel I Z 1 ist anzuwenden:

a) auf steuerbare Vorgänge im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 1 und 2 des Alkoholabgabegesetzes
1973, die nach dem 31. Dezember 1988
bewirkt werden;

b) auf steuerbare Vorgänge im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 3 des Alkoholabgabegesetzes 1973,
bei welchen der für die Anwendung der zoll-
tarifarischen Bestimmungen maßgebende
Zeitpunkt nach dem 31. Dezember 1988
liegt.

2. Artikel I Z 2 ist ab dem Veranlagungsjahr
1988 anzuwenden.

ABSCHNITT III

Vollziehung

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist unbeschadet des Abs. 2 der Bundesminister für
Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Abschnittes I Arti-
kel II ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Waldheim

Vranitzky

4 1 1 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1988, mit dem
Bestimmungen auf dem Gebiet des Struktur-

verbesserungsgesetzes abgeändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Artikel I

Im Abschnitt IX Art. II des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 325/1986 tritt in den Z 1 und 2 an die
Stelle der Jahreszahl „1989" jeweils die Jahreszahl
„1990".

Artikel II

Im Abschnitt XI Art. I Z 2 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 312/1987 tritt an die Stelle der Wort-
folge „31. Dezember 1988" die Wortfolge
„31. Dezember 1989".

Artikel III

Für Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 2 des
Strukturverbesserungsgesetzes, die auf Grund die-
ses Bundesgesetzes ermöglicht werden, gilt folgen-
des:

Als Beteiligung im Sinne des § 10 des Körper-
schaftsteuergesetzes ist eine Beteiligung anzusehen,
auf Grund der die Körperschaft am Grund- oder
Stammkapital einer inländischen Kapitalgesell-
schaft in Form von Aktien oder Anteilen minde-
stens zu einem Viertel unmittelbar beteiligt ist.

ABSCHNITT II

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky


